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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Orthopädische Versorgung 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Burger, Maucher, 
Müller (Remscheid), Dr. Götz, Geisenhofer, Franke 
(Osnabrück) und Genossen 
- Drucksache VI/540 - 


Namens der Bundesregierung wird die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 


1. Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, um die in dem 
Bericht festgestellten Mängel und Schwierigkeiten zu besei- 
tigen? 


Die im Bericht der Kommission für Fragen der Rehabilitation 
des Ausschusses für Kriegs- und Verfolgungsschäden vom 
25. Juni 1969 festgestellten Mängel und Schwierigkeiten in der 
orthopädischen Versorgung betreffen im überwiegenden Maß 
Angelegenheiten, für die die obersten Arbeitsbehörden der 
Länder, denen die Durchführung der Kriegsopferversorgung ob- 
liegt, zuständig sind. Ihre Stellungnahmen wurden in den Ant- 
worten auf die nachstehenden Fragen berücksichtigt. 

Die Auffassung der Bundesregierung wird - soweit erforder- 
lich - bei der Beantwortung der einzelnen Fragen dargetan. 
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2. Wie steht die Bundesregierung zu dem Vorschlag der Kommis- 
sion, den Gefahren für den Fortbestand der Orthopädischen 
Versorgungsstellen durch den fortschreitenden Mangel an Fach- 
ärzten für Orthopädie - derzeit über 20 Vo; möglicher Fehlbedarf 
bis zum Jahre 1974 über 30 ®/o - zu begegnen durch 

a) eine bessere Besoldung und Neueinstufung der Ärzte, 

Fast alle Länder berichten über einen Mangel an Fachärzten bei 
den Orthopädischen Versorgungsstellen (OVSt). Die Auffassun- 
gen über die Möglichkeit, die Stellen für Fachärzte attraktiver 
zu gestalten, sind unterschiedlich. Während auf der einen Seite 
Besoldungsverbesserungen angeregt werden, bestehen anderer- 
seits Bedenken gegen solche Maßnahmen. 

Die Besoldung dieser Ärzte richtet sich nach dem Landesbesol- 
dungsrecht, für das im Bundesbesoldungsgesetz Maßstäbe ent- 
halten sind. Inwieweit die Länder in dem erörterten Bereich 
ihre Möglichkeiten für eine sachgerechte Einstufung der Ärzte 
ausgeschöpft haben, kann auf Grund der Mitteilungen nicht 
beurteilt werden. 

Die Bundesregierung kann grundsätzlich strukturelle Verbesse- 
rungen im Rahmen einer bundesrechtlichen Neuordnung zu- 
gunsten eines begrenzten Personenkreies nicht in Aussicht 
stellen. Sie weist allerdings darauf hin, daß Vorbereitungen zur 
Weiterführung der allgemeinen Neuordnung im Gange sind, die 
die Gesamtheit der Beamten betreffen. 

b) Erlaubniserteilung zur Ausübung einer ausreichenden Neben- 
tätigkeit (Praxis, Gutachtertätigkeit) 

Die Erlaubnis zur Nebentätigkeit, vor allen Dingen zur gut- 
achterlichen Tätigkeit, wird in allen Ländern erteilt. Die Erlaub- 
nis zur Nebentätigkeit in Form einer ärztlichen Praxis dagegen 
stößt stellenweise auf Bedenken. 


c) Schaffung besserer Arbeitsbedingungen durch weitestmögliche 
Entlastung der Fachärzte der OVSt von nichtärztlichen Tätig- 
keiten? 

In der Mehrzahl der Länder sind bereits gewisse Erleichterun- 
gen durchgeführt worden. So können z. B. gewisse Verbrauchs- 
gegenstände bis zu einer bestimmten Anzahl ohne ärztliche 
Verordnung von der OVSt abgegeben werden. 

Darüber hinaus wird die Bundesregierung bemüht sein, eine 
einheitliche Regelung zu finden, die eine weitere Entlastung 
der Fachärzte der OVSt von nichtärztlichen Aufgaben zum Ziel 
hat. 


3. Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, wenn sich die 
personelle Situation bei den Orthopädischen Versorgungsstellen 
weiterhin ungünstig entwickelt: 

aj Soll ihre Zahl verkleinert werden? 

Alle Länder sind der Meinung, daß die Verringerung der Zahl 
der OVSt nicht zweckmäßig ist. 

Die Bundesregierung stimmt dieser Auffassung zu. 
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b) Sollen sie an die Versorgungsämter angegliedert werden? 

Die Angliederung der OVSt an die Versorgungsämter wird mit 
Hinblick auf die besonderen Aufgaben der OVSt - ärztliche 
Behandlung der Kriegsbeschädigten - von allen Ländern nicht 
für sinnvoll gehalten. 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung. 


c) Sollen sie an die größeren Orthopädischen Kliniken, an 
denen ausreichende Erfahrungen in der orthopädischen Tech- 
nik bestehen, ungegliedert werden? 

Fast alle Länder vertreten die Auffassung, daß verschiedene 
Gründe gegen eine Angliederung der OVSt an größere Ortho- 
pädische Kliniken sprechen. So wird beispielsweise angegeben, 
daß die Kliniken durch die ihnen eigenen Aufgaben personell 
völlig ausgelastet sind, die ortsnahe individuelle Betreuung der 
Kriegsbeschädigten in vielen Fällen nicht gewährleistet werden 
kann und Erfahrungen in der Durchführung der orthopädischen 
Versorgung nach den Grundsätzen des Bundesversorgungsge- 
setzes fehlen. 

Gleichwohl hat ein Land die im Bericht gegebene Anregung 
aufgegriffen und trifft Vorbereitungen, eine entsprechende 
Modelleinrichtung, bei der eine OVSt mit einer Orthopädischen 
Universitätsklinik Zusammenarbeiten soll, zu schaffen. 

Die Bundesregierung beobachtet diesen Versuch mit großem 
Interesse, um zu erfahren, ob auf diesem Wege dem Mangel 
an Fachärzten an den OVSt entgegengewirkt werden kann. 


d) Sollen sie über den engeren Bereich der Kriegsopferver- 
sorgung hinaus zu einem orthopädiscJi-technischen Ver- 
sorgungszentrum ausgebaut werden, dessen Leistungen von 
allen Kostenträgern in Anspruch genommen werden können? 

Die Frage wird von den Ländern unterschiedlich beantwortet. 
Ein Teil der Länder begrüßt die Anregung, orthopädisch-tech- 
nische Versorgungszentren zu schaffen oder hält sie für prüfens- 
wert. Andere Länder wiederum sehen darin keine Verbesserung 
der orthopädischen Versorgung. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß zunächst Erfah- 
rungen mit der unter c) genannten Modelleinrichtung gesam- 
melt werden sollten, bevor weitere Überlegungen Platz greifen. 


4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Kommission, daß 
den Mängeln auf dem Gebiet der Orthopädie-Technik weit- 
gehend abgeholfen werden könnte durch 

a) Errichtung eines Instituts für experimentelle Orthopädie? 

In der Bundesrepublik sind zur Zeit vielfältige Bestrebungen im 
Gange, mehrere Departments oder Institute für biomedizinische 
Technik, zu der auch die Orthopädie-Technik zählt, einzurichten. 
Die Bundesregierung ist der Auffassung, zunächst die Entwick- 
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lung dieser Einrichtungen abzuwarten und ihre Arbeitsweise zu 
beobachten, bevor weitere Schritte eingeleitet werden. 


b) Koordinierung aller einschlägigen Forschungsvorhaben? 

Die Bundesregierung hat bereits die Koordinierung der von ihr 
zu vergebenden Forschungsvorhaben in Angriff genommen. Die 
für die Vergabe derartiger Forschungsaufträge in Frage kom- 
menden Ressorts führen bereits seit Januar d. J. vorbereitende 
Informationsgespräche, um eine sinnvolle Abstimmung der 
einzelnen Forschungsaufträge untereinander zu erreichen. 


c) Einsatz der - ohnehin zu geringen - finanziellen Mittel zum 
Zwecke von Schwerpunktbildungen in der Forschung? 

Die Bundesregierung setzt die für Forschungsvorhaben auf den 
Gebieten der technischen Orthopädie bereitgestellten Haus- 
haltsmittel in verschiedenen Richtungen schwerpunktmäßig ein. 
Solche Schwerpunkte sind z. B. die Entwicklung und Erprobung 
von Hilfen für behinderte Kinder, insbesondere Dysmelie-Kin- 
der und die technisch-wissenschaftliche Prüfung der auf den 
Markt kommenden orthopädischen Hilfsmittel. In Vorbereitung 
ist ein Schwerpunktprogramm für Krankenfahrzeuge (Roll- 
stühle). Ferner gehen die Bemühungen dahin, daß Forschungs- 
aufträge hauptsächlich an Einrichtungen vergeben werden, die 
in der Orthopädie-Technik besonders erfahren sind. Schließlich 
ist im Programm „Neue Technologien" des Bundesministeriums 
für Bildung und Wissenschaft eine Teilgebiet „Prothetik" vor- 
gesehen. 


Walter Arendt 



